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Vorbemerkung

In dieser Übersichtsarbeit werden diag-
nostische und therapeutische Verfahren
der assistierten Reproduktion (ART) ge-
nannt, welche in Deutschland nicht legal
sind. Diese Nennung soll nicht als Aus-
druck einer Haltung der Autoren inter-
pretiert werden, dass diese Verfahren
hier legalisiert werden sollten oder als
Aufforderung zum „reproduktiven Rei-
sen“ verstanden werden. Auch die ethi-
sche Wertigkeit dieser Verfahren und
deren ethische Implikationen werden in
dieser Arbeit ausdrücklich nicht beur-
teilt.

Einleitung

Ungewollte Kinderlosigkeit hat seit
jeher Paare dazu bewegt, vieles auf sich
zu nehmen, um den Wunsch nach einem
Kind zu erfüllen. Sie reisten in ihrem
Heimatland an Orte, die der Fruchtbar-
keit besonders zuträglich sein sollten,
und sie reisten ins Ausland, um sich dort
Prozeduren oder Behandlungen zu un-
terziehen, die in ihrem Heimatland nicht
verfügbar waren. In den vergangenen
Jahren wird nicht nur in Deutschland,
sondern weltweit das Phänomen des „re-

produktiven Reisens“ diskutiert. Damit
ist gemeint, dass sich Paare und Einzel-
personen reproduktionsmedizinischen
Behandlungen außerhalb ihres Heimat-
landes unterziehen.

Die Task Force der ESHRE plädiert für
die Respektierung der Fortpflanzungs-
autonomie [1]. Zwar gebe es ihr zufolge
eine Pflicht, nationales Recht einzuhal-
ten, aber es könne gute Gründe für „re-
produktives Reisen“ geben und damit
die Gesetzgebung des Heimatlandes zu
umgehen. Die Task Force begründet ihre
Haltung mit den stetig an Bedeutung ge-
winnenden Werten von Autonomie und
Selbstbestimmung. Diese rechtfertigten
die Grenzüberschreitung in manchen
Fällen, solange Sicherheit, Effizienz und
das Wohl der Patienten und des zu zeu-
genden Kindes berücksichtigt würden.
Die Task Force spricht sich auch für eine
öffentliche Förderung der  Kosten repro-
duktionsmedizinischer Behandlungen
aus, um „reproduktives Reisen“ aus die-
sen Gründen überflüssig zu machen. Al-
lerdings könnten aufgrund des Fehlens
einer Infrastruktur oder für hoch spezia-
lisierte Anwendungen wie die Präim-
plantationsdiagnostik (PID) eine euro-
päische Kooperation möglicherweise die

kosteneffektivste und sicherste Mög-
lichkeit darstellt, qualitativ hochwertige
Behandlung anzubieten. Dies erfordert
jedoch, dass das wissenschaftliche Be-
handlungsniveau in den Zielländern
mindestens so hoch ist wie im Heimat-
land der Patienten [1], und dies scheint
nicht immer der Fall zu sein. So wurde in
Großbritannien bekannt, dass rund ein
Viertel aller dort geborenen Mehrlinge
im Rahmen einer ART-Behandlung im
Ausland entstanden sind [2]. Auch wird
wiederholt in den Medien kritisiert, dass
ausländische Behandlungszentren mit
unrealistisch erhöhten Erfolgsraten wer-
ben (z. B. [3]), und es wird das Vorgehen
bei einer Eizellspende ethisch beanstan-
det [4].

Zahlen und Daten

Bislang liegt kein verlässliches Daten-
material über das Ausmaß des „repro-
duktiven Reisens“ vor. Schätzungen zu-
folge kamen 1999 30 % aller in Belgien
mit einer IVF behandelten Patienten aus
dem Ausland, bei der Eizellspende wa-
ren dies sogar 60 % [5]. Rund die Hälfte
aller Paare, die sich einer PID in Belgien
unterzogen, kam in dieser Zeit aus
Deutschland [6]. In Spanien wurden
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2006 1500 Behandlungszyklen mit Ei-
zellspende an ausländischen Frauen (vor
allem aus Deutschland, Italien und
Großbritannien) durchgeführt, dies war
im Vergleich zum Vorjahr ein Anstieg
um 12 % [7].

Im Jahr 2009 fand in Kanada ein erstes
Forum zu diesem Thema statt. Die kana-
dische Regierung lud über 50 internatio-
nale Experten ein, um vor allem Aspekte
wie Behandlungssicherheit und -qualität
aus der Perspektive unterschiedlicher
Länder und Fachdisziplinen zu diskutie-
ren [8]. Das Forum hatte mehrere Ziele:
– eine Einigung, welche Information

Gesundheitsexperten vor, während und
nach der Behandlung im Ausland von
Patienten benötigen,

– eine Einigung, welche Informationen
für Patienten erforderlich sind, bevor
sie ins Ausland reisen,

– die Initiierung eines internationalen
Netzwerks von Fachgesellschaften und
Ländern, die sich für die Behandlungs-
qualität und -sicherheit einsetzen,

– die Initiierung von Datenerhebungen
sowie Verbreitung von Informationen
hinsichtlich des Umfangs „reprodukti-
ven Reisens“,

– die Initiierung eines Forums, welches
Fachkräften und Fachgesellschaften
die Möglichkeit des Austauschs bietet.

Als größte Herausforderung wurde im
Rahmen dieser Tagung die mangelnde
Datenlage beschrieben. In den jetzigen
Datenbanken (z. B. „International Com-
mittee for Monitoring Assisted Repro-
ductive Technologies“ [ICMART]) wa-
ren nur Daten aus 49 Ländern gesammelt
und in diesem Datenmaterial wird nicht
zwischen Behandlungen an Patienten
aus dem Heimatland oder zugereisten
Patienten differenziert.

ESHRE hat 2008–2009 erstmalig eine
Pilotstudie durchgeführt, die Daten und
Zahlen zum reproduktiven Reisen inner-
halb eines definierten Zeitraums (1 Mo-
nat) erhoben hat [9]. Hierzu wurden
1230 Fragebögen von Patienten aus 46
Kliniken in 6 Ländern (Belgien, Tsche-
chische Republik, Dänemark, Slowe-
nien, Spanien und der Schweiz) ausge-
wertet. Patienten aus Deutschland stell-
ten mit 177 ausgefüllten Fragebögen
(14,4 %) nach Patienten aus Italien den
zweithöchsten Anteil der Paare in dieser
Pilotstudie dar. Sie reisten überwiegend
in die Tschechische Republik (67,2 %),

um sich dort einer ART mit eigenen
Gameten oder einer Eizellspende zu un-
terziehen. 80,2 % der deutschen Patien-
ten gaben juristische Gründe für die Be-
handlung im Ausland an. Sie informier-
ten sich vor allem mit Hilfe des Inter-
nets, aber auch durch Freunde, Ärzte und
Patientenorganisationen über Behand-
lungsmöglichkeiten im Ausland. Die
Autoren vermuten, dass in Europa – ba-
sierend auf einer Hochrechnung dieses
Zahlenmaterials – jährlich ca. 24.000 bis
30.000 Behandlungszyklen an Patienten
aus dem Ausland durchgeführt werden.
Davon ausgehend, dass die deutschen
Paare rund 14 % der reisenden Patienten
darstellen, kann vermutet werden, dass
jährlich zwischen 3300 und 4200 Be-
handlungszyklen im Ausland an deut-
schen Patienten vorgenommen werden.

Weitere Studien werden zurzeit sowohl
von der Arbeitsgruppe „Cross Border Re-
productive Care – Transnational Repro-
duction“ (www.transrep.co.uk) in Groß-
britannien als auch von der internationalen
Dachgesellschaft für Kinderwunschbera-
tung IICO („International Infertility Coun-
selling Organisation“) durchgeführt.

Klinische Erfahrungen und

Herausforderungen

Nach klinischer Erfahrung reisen Paare
aus Deutschland für eine Eizellspenden-
behandlung vor allem in osteuropäische
Länder und nach Spanien, nach Belgien,
um eine PID durchzuführen, in osteuro-
päische Länder, da dort die Behand-
lungskosten niedriger erscheinen und
in die Niederlande, nach Belgien und
Dänemark, wo sich lesbische oder allein
stehende Frauen einer Spendersamen-
behandlung unterziehen. Behandlungen,
die eine Embryonenspende oder Leih-
mutterschaft erfordern, scheinen nur sehr
wenige Paare aus Deutschland durchzu-
führen. Die Gesetzgebung variiert in die-
sen Ländern stark bzw. in einigen osteu-
ropäischen Ländern gibt es für reproduk-
tionsmedizinische Behandlungen nur
medizinische Richtlinien, aber keine Ge-
setzgebung. Nachfolgend einige zentrale
Aspekte (für eine Übersicht siehe [10]):
– Die Eizellspende ist in vielen europäi-

schen Ländern zulässig, in den meis-
ten dieser Länder bleiben die Spen-
derinnen jedoch anonym. Diese Ano-
nymität ist in Spanien gesetzlich vor-
geschrieben, in den meisten osteuro-
päischen Ländern ist dies nicht gere-

gelt, die Kliniken praktizieren jedoch
in der Regel eine anonyme Eizell-
spende. Die europäische Gewebe-
richtlinie [11] sieht eine Aufbewah-
rungspflicht von mindestens 30 Jahren
für alle zur lückenlosen Sicherstellung
der Rückverfolgbarkeit erforderlichen
Daten gespendeter Gewebe und Zellen
vor. Ob dies auch tatsächlich eingehal-
ten wird, ist unklar.

– Die Samenspende in Dänemark wird
sowohl mit anonymen als auch mit
identifizierbaren Spendern durchge-
führt. Der Spender kann entscheiden,
ob er anonym bleiben möchte oder
nicht, und die Wunscheltern entschei-
den sich für einen Spender ihrer Wahl.

– Im Bereich der Gametenspende, vor
allem jedoch bei einer Leihmutter-
schaft, sind die juristische Elternschaft
und die Nationalität des Kindes nicht
immer eindeutig. In vielen Ländern ist
die Frau, die das Kind geboren hat,
auch die Mutter im juristischen Sinne
und müsste das Kind nach Geburt erst
zur Adoption freigeben, die Wunsch-
eltern ihrerseits müssen das Kind dann
adoptieren.

Seriöse Informationsmaterialien für
Paare aus Deutschland, die eine Behand-
lung im Ausland beabsichtigen, gibt es
so gut wie gar nicht. Der internationale
Dachverband der Patientenorganisatio-
nen („International Consumer Support
for Infertility“ [iCSi]) [12] hat hierzu ein
Faltblatt entwickelt und spricht u. a. die
folgenden Empfehlungen aus:
– die Möglichkeit einer umfassenden

und neutralen Information
– eine verständliche und transparente

Vertragsgestaltung
– umfassende Information hinsichtlich

der juristischen Folgen
– eine psychosoziale Beratung aller Be-

teiligten im Vorfeld einer Behandlung
mit Gametenspende, die auch die Frage
der Aufklärung des Kindes exploriert

Weitere Empfehlungen sind den BKiD-
Leitlinien „Reproduktives Reisen“ zu
entnehmen (s. Anhang).

Empfehlungen „Repro-

duktives Reisen“

Paare, die im Ausland eine Behandlung
durchführen wollen, haben in der Regel
zuvor die Erfahrung erfolgloser Behand-
lungen in Deutschland gemacht. Sie
haben aufgrund ihrer erfolglosen Vor-
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behandlungen und der kaum überschau-
baren Behandlungsangebote im Ausland
einen besonderen Beratungsbedarf. Sie
stehen häufig nicht nur Sprachschwie-
rigkeiten gegenüber, sondern werden
mit teils unseriösen Werbestrategien
hinsichtlich Erfolgsaussichten und Risi-
ken konfrontiert (auch im deutschspra-
chigen Ausland) und müssen juristische
Unwägbarkeiten akzeptieren. Auch wenn
die reproduktive Autonomie grundsätz-
lich anerkannt werden sollte, darf weder
in der medizinischen Behandlung noch
in der Kinderwunschberatung unreflek-
tiert mit dem „Geschäft mit der Hoff-
nung“ umgegangen werden. Basierend
auf den BKiD-Leitlinien „Psychosoziale
Beratung für Frauen und Männer, die
eine Kinderwunschbehandlung im Aus-
land beabsichtigen“ (s. Anhang), werden
folgende Empfehlungen ausgesprochen:
– Wunscheltern sollten vor Behandlungs-

beginn von dem behandelnden Arzt
(im In- oder im Ausland) auf die Mög-
lichkeit einer Kinderwunschberatung
in Deutschland hingewiesen werden.

– Sie sollten einer Behandlung nur dann
zustimmen, wenn sie alle Information
bezüglich der geplanten Behandlung
verstehen.

– Die Behandlung sollte medizinisch
indiziert sein und sie sollte ausrei-
chend Aussicht auf Erfolg haben. Die
Wunscheltern sollten auf Risiken hin-
gewiesen werden (z. B. das Mehr-
lingsrisiko bei entsprechenden Be-
handlungen, erhöhte Komplikations-
raten bei der Behandlung älterer bzw.
postmenopausaler Frauen).

– Die Wunscheltern sollten ausreichend
psychische, physische und finanzielle
Ressourcen für eine Behandlung im

Ausland haben. Sie sollten auch Gren-
zen der medizinischen Behandlung re-
flektieren.

– Sie sollten auf seriöse Informations-
möglichkeiten hingewiesen werden.

– Bei einer Behandlung mit Gameten-
spende wird auf die entsprechenden
Empfehlungen (s. [13]) hingewiesen.
Zusätzlich ist auf die gesetzlichen Re-
gelungen zur Spenderanonymität bzw.
-identifizierbarkeit und die Implika-
tionen für das Kind hinzuweisen.

– Die Dokumentation, aus denen Spen-
der, Leihmütter und behandelte Perso-
nen hervorgehen, sollte rechtsverbind-
lich sein und für mindestens 80 Jahre
erfolgen (analog der Dokumentations-
pflicht für Samenspender nach dem
Schweizer Fortpflanzungsmedizin-
gesetz). Kinder sollten das garantierte
Recht erhalten, ihre biologische Ab-
stammung erfahren zu können, unab-
hängig von dem Land der durchge-
führten medizinischen Behandlung.

– Spender und Leihmütter sollten nicht
nur auf emotionale Stabilität überprüft
werden, sondern ihnen sollte eine un-
abhängige psychosoziale Beratung zu
jeder Zeit niederschwellig zur Verfü-
gung stehen.

– Langzeitstudien, die die psychologi-
schen und medizinischen Implikatio-
nen für alle Beteiligten untersuchen,
vor allem für die so gezeugten Kinder,
sind dringend erforderlich. Hier gilt es
auch zu erforschen, wie sich nach einer
Leihmutterschaft die Abgabe an die
Wunscheltern langfristig auf die Kin-
der (und auf die Leihmutter) auswirkt,
und welche Bedeutung es hat, dass
Kinder mit komplexer ethnischer/kul-
tureller Abstammung gezeugt werden.

– Es ist eine öffentliche Diskussion um
die Vergütung von ausländischen Ga-
metenspendern und -spenderinnen so-
wie Leihmüttern erforderlich, damit das
Problem der finanziellen Ausbeutung
stärker in den öffentlichen Fokus gerät.

– Zur Erforschung des Phänomens des
„reproduktiven Reisens“ sind qualita-
tive Studien, die das Erleben und die
Erfahrung von Paaren untersuchen,
ebenso erforderlich wie Studien, die
Aufschluss über den Umfang des re-
produktiven Reisens von Paaren aus
Deutschland geben.

– Kinder, die im Rahmen einer Gameten-
spende oder Leihmutterschaft im Aus-
land gezeugt wurden, haben in der Regel
nicht die Möglichkeit, ihre biologischen
Wurzeln kennen zu lernen. Hier gilt es
zu erforschen, was dies langfristig für
die Kinder und deren Familien bedeutet.

– Völlig unbekannt ist zurzeit die Situa-
tion der Eizell-„Spenderinnen“ und
Leihmütter, die ihre „Dienste“ deut-
schen Paaren zur Verfügung stellen,
sowie die langfristigen körperlichen
und psychischen Folgen für diese
Frauen. Hier gilt es, in Kooperation
mit ausländischen Zentren Forschungs-
projekte anzustreben.

– Aktualisierung und Erweiterung des
Medienpakets „Unerfüllter Kinder-
wunsch“ der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung zum Thema
„reproduktives Reisen“.

– Öffentliche Diskussion um die Kom-
plexität und Schwierigkeit einer Be-
handlung im Ausland, niederschwel-
lige und zentrale Bereitstellung sachli-
cher Information, z. B. Hinweis auf
aktuelle Rechtsprechung im Internet
(z. B. bei der BZgA).

Anhang: Leitlinien des BKiD „Psychosoziale Beratung für Frauen
und Männer, die eine Kinderwunschbehandlung im Ausland

beabsichtigen“ (BKiD-Leitlinien „Reproduktives Reisen“)

Präambel

In Fachkreisen wird kontrovers disku-
tiert, ob „reproduktives Reisen“ ein Zei-
chen reproduktiver Autonomie, ein Aus-
druck zivilen Ungehorsams oder eine
illegale Handlung darstellt [1, 14]. Die
Erstellung dieser BKiD-Leitlinien „Psy-
chosoziale Beratung für Frauen und
Männer, die eine Kinderwunschbehand-
lung im Ausland beabsichtigen (BKiD-
Leitlinien „Reproduktives Reisen“)“ soll

dem besonderen Beratungsbedarf von
Frauen und Männern mit unerfülltem Kin-
derwunsch, die sich mit einer reproduk-
tionsmedizinischen Behandlung außer-
halb Deutschlands auseinandersetzen,
Rechnung tragen. Die Leitlinien sind eine
Stellungnahme der Deutschen Gesell-
schaft für Kinderwunschberatung (Bera-
tungsnetzwerk Kinderwunsch Deutsch-
land e.V. [BKiD]) zum Thema „repro-
duktives Reisen“, basierend auf deren
psychosozialem Fachwissen und Bera-

tungskompetenz. Unabhängig von der
fachlichen und persönlichen Haltung
und der ethischen Bewertung des Phäno-
mens stehen Wunscheltern, die über
einen solchen Schritt nachdenken, vielen
Schwierigkeiten gegenüber. Sprachpro-
bleme, die Informationsflut im Internet
und die teils unseriösen Werbestrategien
einiger Anbieter erschweren eine infor-
mierte Entscheidung. Betroffene brau-
chen umfassende und neutrale Informa-
tion und Beratung, um sowohl reproduk-
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tionsmedizinische Angebote als auch an-
dere Angebote zur Erfüllung des Kinder-
wunsches kritisch hinterfragen und Er-
folgsaussichten und Risiken richtig ein-
schätzen oder Behandlungsmöglichkei-
ten ablehnen zu können. Dies ist bei
hochkomplexen medizinischen Eingrif-
fen wie reproduktionsmedizinischen Be-
handlungen grundsätzlich erforderlich,
bei einer Behandlung im Ausland jedoch
umso bedeutungsvoller.

Die grundsätzliche Anerkennung der re-
produktiven Autonomie des Menschen
darf in der psychosozialen Beratung
nicht mit einem unreflektierten Umgang
mit dem „Geschäft mit der Hoffnung“
einhergehen. Ein zentraler Aspekt liegt
daher in der Bereitstellung von seriöser
Information und fundierter psychosozia-
ler Beratung von Wunscheltern vor, wäh-
rend und auch nach einer Behandlung.
Um einen Interessenskonflikt zu vermei-
den, sollte diese unabhängig von der me-
dizinischen Behandlung angeboten wer-
den. Eine Auseinandersetzung mit den
Chancen und Risiken vor Behandlungs-
beginn kann die Gefahr mindern, sich
aufgrund unwahrscheinlicher oder un-
haltbarer Versprechungen auf eine Be-
handlung einzulassen oder körperliche
und seelische Gesundheitsrisiken für
sich selbst oder das zu zeugende Kind
einzugehen. Erforderlich ist daher ein
niederschwelliges psychosoziales Bera-
tungsangebot.

Diese Beratung ist grundsätzlich ergeb-
nisoffen und hat als oberstes Ziel, den
Wunscheltern eine fundierte, autonome
Entscheidung zu erleichtern, die für oder
gegen eine Behandlung im Ausland aus-
fallen kann. In der Auseinandersetzung
mit ungewollter Kinderlosigkeit geht es
immer auch um eine kritische Auseinan-
dersetzung mit den Grenzen des Lebens,
den Grenzen reproduktionsmedizini-
scher Maßnahmen und den Grenzen der
emotionalen Leidensfähigkeit des Paa-
res mit unerfülltem Kinderwunsch. Die
bewusste Auseinandersetzung mit die-
sen Grenzen ist ein zentraler Bestandteil
psychosozialer Kinderwunschberatung.

Einleitung

„Reproduktives Reisen“ ist ein weltwei-
tes Phänomen. In den vergangenen Jah-
ren wurden sowohl Einzelpersonen als
auch Paare nicht nur in Deutschland,

sondern auch in anderen Ländern wie
Großbritannien, Kanada, Frankreich,
Österreich oder der Schweiz mobil, um
eine reproduktionsmedizinische Behand-
lung im Ausland durchzuführen. In
Deutschland haben die Anfragen nach
einer psychosozialen Beratung im Vor-
feld einer Eizellspende seit 2008 deut-
lich zugenommen, vereinzelt berichten
Mitglieder der Deutschen Gesellschaft
für Kinderwunschberatung von mehre-
ren solchen Beratungen monatlich. Auch
Wunschkind e.V., die Patientenorgani-
sation für Paare mit unerfülltem Kinder-
wunsch, ist mit solchen Anfragen zuneh-
mend konfrontiert [15]. Verlässliches
Datenmaterial über den Umfang „repro-
duktiven Reisens“ liegt bislang nicht
vor. In einer von der European Society
for Human Reproduction and Embryo-
logy (ESHRE) durchgeführten Pilotstu-
die zeigt sich allerdings, dass deutsche
Paare vor allem in die Tschechische Re-
publik reisen, um sich dort Behand-
lungen wie der Eizellspende zu unterzie-
hen, die hier aufgrund des Embryonen-
schutzgesetztes (ESchG) verboten sind.
Darüber hinaus ist bekannt, dass die Nie-
derlande ein bevorzugtes Zielland für
lesbische Paare sind, die mit Samenspen-
de ein Kind zeugen möchten, Belgien
das Zielland für Paare mit Wunsch nach
einer Präimplantationsdiagnostik (PID),
die USA das Zielland für eine Leihmut-
terschaft, Spanien für die Eizellspende
ist und die osteuropäischen Länder für
In-vitro-Fertilisation (IVF), intrazyto-
plasmatische Spermieninjektion (ICSI)
und Blastozystentransfer mit Embryos-
elektion (Weiterentwicklung von mehr
als 3 Embryonen bis zum Tag 4 oder 5
und Auswahl des oder der bestentwi-
ckelten Embryonen vor dem Transfer)
sind.

Die Gründe für eine Behandlung außer-
halb Deutschlands sind mannigfaltig.
Hierzu gehören
– gesetzliche Restriktionen wie das Ver-

bot von Eizellspende, Embryonen-
spende und Leihmutterschaft, die Ent-
wicklung von mehr als 3 befruchtete
Eizellen zum Blastozystenstadium mit
anschließender Selektion der best-
entwickelten Embryonen oder die Prä-
implantationsdiagnostik

– ggf. vorliegende statusrechtliche bzw.
moralische Einschränkungen wie die
Behandlung lesbischer und alleinste-
hender Frauen [16]

– die Wahrung von Anonymität: eine
Behandlung im Ausland kann leichter
geheim gehalten werden, sodass das
soziale Umfeld der Wunscheltern
nicht davon erfährt

– die Möglichkeit der anonymen Sa-
menspende

– die Wahrung der Autonomie des Kin-
des: In einigen Ländern ist die Identi-
fizierbarkeit von Gametenspendern
für das Kind nach Erreichen der Voll-
jährigkeit gesetzlich geregelt

– finanzielle Gründe: eine Behandlung
im Ausland, vor allem in osteuropäi-
schen Ländern, kann kostengünstiger
sein oder erscheinen als in Deutsch-
land

– die Behandlung im Heimatland: aus-
ländische Paare ziehen eine Behand-
lung in ihrem Heimatland vor, da sie
sich dort mit dem medizinischen Sys-
tem besser auskennen und ein soziales
Netzwerk haben.

Die Deutsche Gesellschaft für Kinder-
wunschberatung hat seit ihrem Bestehen
mehrere Richt- und Leitlinien veröffent-
licht. Die Qualifikationsrichtlinien defi-
nieren die Mindestqualifikation für psy-
chosoziale Fachkräfte, die psychosozia-
le Kinderwunschberatung anbieten [17].
Die Richtlinien für die psychosoziale
Beratung legen fest, wie eine psycho-
soziale Beratung in die medizinische Be-
handlung integriert werden sollte [18],
die Leitlinien für die psychosoziale Be-
ratung bei Gametenspende erläutern die
zentralen Themen, die im Rahmen einer
solchen Beratung relevant sind [19]. Im
Folgenden werden die zentralen Frage-
stellungen und Themenbereiche für eine
psychosoziale Beratung dargestellt,
wenn eine reproduktionsmedizinische
Behandlung im Ausland erwogen wird.
Diese nehmen in großen Teilen Bezug
auf das vom „International Consumer
Support for Infertility“ (iCSi) entwickel-
te Faltblatt „Kinderwunschbehandlung
im Ausland“ [12]. Darüber hinaus basie-
ren diese Ausarbeitungen auf einer Ex-
pertise, die für den „pro familia Bundes-
verband“ erstellt wurde [10]; wir danken
pro familia an dieser Stelle für die
freundliche Genehmigung, die Expertise
als Grundlage für diese Leitlinien nutzen
zu dürfen.

Die nachstehenden Leitlinien beziehen
sich zwar vor allem auf psychosoziale
Themenbereiche, schließen jedoch juris-
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tische, medizinische und finanzielle Fra-
gestellungen mit ein. Es werden zu-
nächst Fragestellungen und Themen-
komplexe aufgeführt, die grundsätzli-
cher Natur sind, im Anschluss werden
Fragestellungen und Themenkomplexe
aufgeführt, die bei der Beratung für spe-
zifische Behandlungen relevant sind.

1. Grundsätzliches

1.1. Sprachkenntnisse
Wunscheltern müssen sicherstellen, dass
sie alle Information bezüglich der ge-
planten Behandlung verstehen. Sinnvoll
ist es, zumindest ausreichend Sprach-
kenntnisse zu haben, um Rückfragen
stellen zu können. Wenn eine Beratung
nicht in deutscher Sprache erfolgen
kann, helfen gute Englischkenntnisse oft
weiter. Falls bei Bedarf ein Dolmetscher-
service angeboten wird, so sollen Wunsch-
eltern auch darauf achten, dass dieser –
soweit sie dies einschätzen können – ihre
Fragen korrekt übersetzt und sie alle
Antworten verstehen. Sie sollten sich
keinesfalls genötigt fühlen, eine Behand-
lungseinwilligung zu unterschreiben, die
sie nicht oder nur in Teilen verstehen.

1.2. Medizinische Indikation
Die beabsichtigte Behandlung im Aus-
land sollte medizinisch indiziert sein,
ausreichende Aussicht auf Erfolg haben
und es sollte keine Kontraindikation ge-
gen eine Behandlung oder Schwanger-
schaft vorliegen. Im Zweifelsfall ist eine
medizinische Abklärung erforderlich.

1.3. Vorbehandlung
In manchen Fällen wäre es sinnvoll, eine
erforderliche Vorbehandlung (z. B. die
hormonelle Stimulation vor einer Eizell-
spende) in Deutschland durchzuführen;
dies kann bei einem Zentrum für Re-
produktionsmedizin angefragt werden.
Zu bedenken ist hier allerdings eine
strafrechtliche Relevanz für den Arzt
oder die Ärztin, wenn diese Vorbehand-
lungen für Maßnahmen durchführen, die
in Deutschland unter Strafe stehen.

1.4. Medizinische Dokumentation
Alle medizinischen Unterlagen hinsicht-
lich Voruntersuchungen und Behand-
lungsprotokolle (auch diagnostische
Eingriffe und Befunde, Stimulations-
protokolle, Ergebnisse vorheriger Be-
handlungen und weitere individuell rele-
vante Unterlagen) sollten dem ausländi-

schen Behandlungszentrum vorgelegt
werden. In manchen Ländern gibt es
Vorgaben, dass z. B. eine Eizellspende
nur bei medizinischer Indikation durch-
geführt werden soll; dies muss nach-
gewiesen werden. Medizinische Doku-
mente können bei Komplikationen wich-
tig sein. Wunscheltern sollen auch dar-
auf achten, dass sie alle erforderlichen
Dokumente bezüglich der im Ausland
durchgeführten Behandlung erhalten, da
diese für die Behandlung möglicher
Komplikationen in Deutschland erfor-
derlich sein können. Wunscheltern soll-
ten sich bewußt sein, dass die Interessen-
verfolgung bei möglichen ärztlichen Be-
handlungsfehlern im Ausland mit beson-
deren Schwierigkeiten verbunden sein
kann.

1.5. Kostenerstattung
Die deutschen Krankenkassen überneh-
men keine Kosten für eine Behandlung
im Ausland, wenn diese in Deutschland
nicht erlaubt ist (z. B. Eizellspende), bzw.
für die gem. § 27a SGB V in Deutsch-
land keine Kostenerstattung erfolgt
(z. B. Altersregelung). In EU-Mitglieds-
staaten kann für eine IVF- oder ICSI-
Behandlung eine Kostenübernahme
durch die Krankenkasse bewilligt wer-
den, soweit alle Bedingungen gem.
§ 27a SGB V erfüllt sind. Bei privaten
Krankenversicherungen sind die indivi-
duellen Verträge maßgeblich. Klinische
Erfahrung zeigt, dass manche Kranken-
versicherungen ihrerseits Mitglieder auf
günstige Behandlungen im Ausland hin-
weisen.

Vor der Entscheidung für den Behand-
lungsbeginn sollten von der ausländi-
schen Einrichtung alle Kosten (ein-
schließlich der Aufwandsentschädigung
für Gametenspende oder Leihmutter-
schaft) transparent dargelegt sein und
schriftlich festgehalten werden. Hin-
sichtlich der Kosten ist ebenfalls zu be-
denken, dass mehrere Behandlungsver-
suche erforderlich sein können und dass
eine Behandlung im Ausland auch mit
Reise- und Unterkunftskosten sowie mit
außerhäuslichen Mahlzeiten und typi-
schen Extraausgaben verbunden ist, die
man auf einer Reise hat. Wenn eine
Schwangerschaft eingetreten ist, trägt
das deutsche Gesundheitssystem alle er-
forderlichen Kosten für die Schwanger-
schaftsbetreuung und die Geburt des
Kindes.

1.6. Ressourcen
Mit Wunscheltern sollte thematisiert
werden, ob eine Behandlung im Ausland
aufgrund psychischer und finanzieller
Ressourcen tatsächlich leistbar und im
Sinne der körperlichen, psychischen und
seelischen Gesundheit sinnvoll ist.
Wenn Paare die Behandlung im Ausland
vor ihrem sozialen Umfeld geheim hal-
ten, fehlt beispielsweise eine emotionale
Unterstützung durch Freunde und Ver-
wandte. Wenn bereits mehrere Behand-
lungen in Deutschland erfolglos abge-
schlossen wurden, muss das Paar genau
prüfen, ob tatsächlich noch ausreichend
emotionale Energie vorhanden ist, ein
komplexes Vorhaben wie eine Behand-
lung im Ausland anzugehen, einerlei,
wie erfolgreich eine solche Behandlung
scheint. In manchen Fällen mag eine
Behandlungspause sinnvoll sein, in an-
deren kann die Anregung, über die emo-
tionale Belastbarkeit zu reflektieren,
dazu führen, dass das Paar sich gegen
eine weitere Behandlung entscheidet.
Wenn sich das Paar für eine Behandlung
im Ausland entscheidet, sollte ihm – nur
sofern aus rechtlicher Sicht zulässig –
eine Beratung sowohl während der Be-
handlung als auch im Anschluss, unab-
hängig vom Behandlungsausgang, offen
stehen.

1.7. Mehrlingsrisiko
Um das Risiko einer Mehrlingsschwan-
gerschaft zu reduzieren, sollte mit den
Wunscheltern bei allen Behandlungen,
bei denen mehr als ein Embryo ein-
gesetzt werden kann (beispielsweise bei
einer IVF oder einer Eizellspende), bzw.
mehr als eine Eizelle zur Befruchtung
heranreifen kann (beispielsweise bei
einer hormonellen Stimulation vor einer
Insemination mit Spendersamen) darauf
hingewiesen werden, dass es in Anleh-
nung an die Vorgehensweise in Deutsch-
land sinnvoll sein kann, bei Frauen < 35
Jahren nur eine oder maximal 2 Eizellen
und nur bei Frauen > 35 Jahren 2 oder
maximal 3 Eizellen einzusetzen. Ein er-
höhtes Mehrlingsrisiko besteht ab dem
Transfer von mehr als einem Embryo
und auch im Rahmen einer Insemination
nach einer hormonellen Stimulation,
wenn mehr als eine Eizelle heranreift;
bei Letzterem ist daher ein Zyklusmoni-
toring zwingend erforderlich. Bei dem
im Ausland häufig erlaubten Blastozys-
tentransfer mit Embryoselektion sollte
nach Empfehlung vieler Expertengrup-
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pen in der Regel 1 oder höchstens 2 Blas-
tozysten transferiert werden. Der Trans-
fer von 3 Blastozysten sollte nur in ganz
seltenen Ausnahmefällen nach genauer
Abwägung des Mehrlingsrisikos erfol-
gen.

1.8. Aktueller Überblick über
reproduktionsmedizinisches
Vorgehen im Ausland
Aufgrund der dynamischen Situation in
vielen Ländern hinsichtlich Gesetz-
gebung und Richtlinien im Bereich von
ART wird es keinem Berater möglich
sein, stets den aktuellen Stand im Aus-
land zu kennen. Eine Übersicht bieten
ESHRE (http://www.eshre.com/page.
aspx/16), die Seite „Biopolicywiki“
(www.biopolicywiki.org) und das Max-
Planck-Institut für ausländisches und in-
ternationales Strafrecht (www.cueno.de/
medr/show_all.asp). Es ist hilfreich,
hierzu auch auf die Patienten- und
Selbsthilfeorganisationen im Zielland zu
verweisen, die es mittlerweile in vielen
Ländern gibt. Diese Organisationen ken-
nen sich nicht nur im juristischen Be-
reich aus, sondern können auch detail-
lierte Informationen hinsichtlich der
üblichen Behandlungspraxis in ihrem
Land geben und Kontakte zu anderen
Wunscheltern aus dem Land vermitteln.
Eine Übersicht über Patientenorganisa-
tionen haben iCSi (www.icsi.ws) und
Fertility Europe (www.fertilityeurope.eu)
zusammengestellt.

1.9. Überprüfung der eigenen
Haltung der psychosozialen
Fachkraft
Fachkräfte, die im Fall einer Kinder-
wunschbehandlung im Ausland beraten,
sind gefordert, sich mit ihrer eigenen
Haltung hinsichtlich der gewünschten
Behandlungen auseinanderzusetzen. Es
ist unerlässlich, die eigene Haltung zu
Themen wie Eizellspende, Embryo-
selektion oder dem Familienwunsch les-
bischer Paare zu klären. Wunscheltern
verdienen Verständnis und Respekt für
die von ihnen angedachten oder bereits
entwickelten Lösungswege. Dies bedeu-
tet keinesfalls, dass keine kritischen Fra-
gen gestellt werden dürfen. Vielmehr
soll die Beratung nicht wertend im Pro-
zess und Ausgang sein und nicht von der
persönlichen Haltung eines Beraters
bestimmt werden. Bei Wunsch nach
in Deutschland mit Strafe bedrohten
Behandlungsmaßnahmen sollten Fach-

kräfte sich bewusst sein, wo ihre Tätig-
keit die Grenzen des strafrechtlich Zu-
lässigen erreicht, und dass ihre Mit-
wirkung unter Umständen auch dann
strafrechtlich relevant sein kann, wenn
die Wunscheltern selbst sich nicht
strafbar machen. Die Nennung einer
Beratungsoption in diesen Leitlinien
bedeutet nicht, dass ihre Umsetzung
im konkreten Beratungsgeschehen in
jedem Fall strafrechtlich unbedenklich
wäre.

2. Beratung vor einer Be-

handlung mit eigenen

Gameten

Im folgenden Teil werden die Fragestel-
lungen und Themenbereiche für die psy-
chosoziale Beratung nach Art der Be-
handlung beschrieben. Zunächst werden
die Fragestellungen dargestellt, die im
Rahmen einer Behandlung mit den eige-
nen Gameten der Wunscheltern relevant
sind. Im Anschluss werden die Frage-
stellungen thematisiert, die im Rahmen
einer Behandlung mit Gametenspende
oder Leihmutterschaft entstehen.

2.1. Allgemeines
Viele Wunscheltern reisen ins Ausland,
da sie sich von den dort angebotenen
Methoden eine höhere Erfolgsrate ver-
sprechen. Eine Präimplantationsdiag-
nostik wird meist von Paaren in An-
spruch genommen, deren Nachkommen
ein hohes Risiko für eine genetische Er-
krankung haben. Für Paare, die im Osten
Deutschlands leben, kann eine Behand-
lung im osteuropäischen Ausland kos-
tengünstiger sein.

2.2. Einhaltung internationaler
Standards
Entspricht die Behandlung im Zielland
internationalen Standards? Dies ist vor
allem wichtig hinsichtlich der Anzahl
der Embryonen/Blastozysten, die trans-
feriert werden. Das Mehrlingsrisiko ist
auch vom Alter der Frau abhängig. Um
das Mehrlingsrisiko zu minimieren, wer-
den in Deutschland daher mittlerweile
Frauen < 35 Jahren maximal 2 befruch-
tete Eizellen zurückgesetzt. Seit einigen
Jahren wird in einzelnen Ländern (z. B.
Schweden, Belgien) bei jüngeren Frauen
(i. d. R. < 35) bei den ersten Behand-
lungsversuchen grundsätzlich nur eine
befruchtete Eizelle eingesetzt (siehe
z. B. [20, 21]).

2.3. Schwangerschaftsrate
Bei einem geplanten Blastozystentrans-
fer mit Embryoselektion sollen Wunsch-
eltern darauf hingewiesen werden, dass
es zurzeit nicht eindeutig erwiesen ist,
ob dieser tatsächlich zu einer erhöhten
Schwangerschaftsrate führt.

2.3.1. Ovarielle Reserve
Vor einer Behandlung mit Blastozysten-
transfer mit Embryoselektion ist es sinn-
voll zu überprüfen, ob eine ausreichende
ovarielle Reserve vorhanden ist und mit
mindestens 6–8 Eizellen gerechnet werden
kann. Dies ist bei älteren Frauen oft nicht
der Fall. Auch wenn bei jüngeren Frauen
in abgeschlossenen Behandlungszyklen
nur wenige Eizellen produziert wurden,
ist es fraglich, ob ausreichend Eizellen
für einen Blastozystentransfer mit Em-
bryoselektion gewonnen werden können.

2.4. Aussicht auf Erkenntnis-
gewinn
Vor einer PID sollte überprüft werden,
ob diese Untersuchung für die vorliegen-
de Erkrankung sinnvoll ist und ausrei-
chende Erkenntnisse bringt, aus denen
die Wunscheltern Entscheidungen und
Handlungen für sich ableiten können.

3. Beratung vor einer Be-

handlung mit Gameten-

spende (Eizell-, Samen-,

Embryonenspende) und

Leihmutterschaft

Da in Deutschland die Eizellspende und
die Leihmutterschaft verboten sind,
Embryonenspenden nur in Ausnahme-
fällen in Betracht kommen [22], und les-
bische bzw. alleinstehende Frauen häu-
fig nicht behandelt werden, müssen
Wunscheltern hierfür ins Ausland rei-
sen. Im Folgenden werden zunächst Fra-
gestellungen für den psychosozialen
Bereich aufgezeigt, im Anschluss Bera-
tungsinhalte für den medizinischen und
juristischen Bereich.

3.1. Recht des Kindes auf Wis-
sen über seine biologische
Abstammung
Die Wunscheltern sollten klären, ob das
Kind ein Recht oder wenigstens die
Möglichkeit hat, die Identität des Spen-
ders/der Spenderin bzw. der Leihmutter
(oder zumindest sogenannte nicht-iden-
tifizierbare Informationen wie Alter, be-
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ruflicher Hintergrund, Hobbys, äußere
Merkmale) ab einem gewissen Alter (in
Anlehnung an eine Adoption üblicher-
weise ab 16 oder ab Volljährigkeit) zu
erfahren. In vielen Ländern ist dies un-
geregelt und somit von der Behandlungs-
praxis der einzelnen Zentren abhängig.
In den Ländern, in denen dies nicht mög-
lich ist, kann aus Sicht der Deutschen
Gesellschaft für Kinderwunschberatung
eine Behandlung mit Gametenspende
nicht empfohlen werden.

3.2. Wertehaltung der Wunsch-
eltern
Sowohl für die Wunscheltern als auch
für das so gezeugte Kind kann es von
großer Bedeutung sein, unter welchen
Bedingungen eine Gametenspende zu-
stande kommt. Dabei stellt sich die zen-
trale Frage, ob eine Spende aus freiwilli-
ger und selbstbestimmter Entscheidung
erfolgt oder lediglich eine finanzielle
Notlage ausgenutzt wird („Eizellhan-
del“). Den ethischen Aspekten der Kom-
merzialisierung bei der Gametenspende
ist in der psychosozialen Beratung – vor
einer Entscheidungsfindung der Wunsch-
eltern – genügend Raum zu geben. Bei
der Eizellspende, der Embryonenspende
und in ganz besonderem Maße bei der
Leihmutterschaft müssen die medizini-
schen Risiken, die die gesunden Frauen
eingehen, berücksichtigt werden. Auch
die medizinische Versorgung der Spen-
derinnen und Leihmütter vor, während
und nach einer Behandlung sollten Ge-
genstand der ethischen Bewertung sein
und bei der Auswahl der Zielländer und
Zentren eine Rolle spielen.

Eine Behandlung im Ausland durchzu-
führen, die in Deutschland verboten ist,
kann Schamgefühle und Gewissensbisse
auslösen. Falls der innere moralische
Konflikt groß ist und das Paar vom
Eigenverständnis nicht zivilen Ungehor-
sam, sondern eine illegale Handlung
plant, sollte exploriert werden, ob eine
Behandlung im Ausland tatsächlich der
richtige Schritt ist und die damit geplan-
te Familienbildung langfristig erfolg-
reich in das Eigenverständnis des Paares
integriert werden kann.

3.3. Reflexion der Bedeutung
von biologischer und sozialer
Elternschaft
Wunscheltern, die eine Behandlung pla-
nen, die zu einer Kombination von sozia-

ler und biologischer Elternschaft (z. B.
Eizellspende) oder zu sozialer Eltern-
schaft (z. B. Embryonenspende) führt,
sind vor die Frage gestellt, welche Be-
deutung diese Familienzusammenset-
zung hat und wie die Eltern damit umge-
hen. Eine zentrale Frage ist die Aufklä-
rung der Kinder: Erfahren die Kinder,
dass sie mithilfe einer Gametenspende
und/oder Leihmutterschaft gezeugt wur-
den oder bleibt dies ein Familiengeheim-
nis? Inzwischen wird eine frühzeitige
Aufklärung des Kindes aus entwick-
lungspsychologischen und familien-
dynamischen Gründen für sinnvoll er-
achtet [23]. BKiD [19] empfiehlt vor
einer Gametenspende eine eingehende
psychosoziale Beratung, damit Wunsch-
eltern umfassend informiert sind und
alle relevanten Themenstellungen, vor
allem die Bedeutung der Familienzu-
sammensetzung und der Aufklärung, re-
flektieren können. Die relevanten The-
menbereiche für die Beratung werden
hier nicht aufgeführt, sie können in den
Leitlinien für psychosoziale Beratung
bei Gametenspende nachgelesen wer-
den.

3.4. Beratung als Begleitung
Vor allem bei solchen komplexen Frage-
stellungen kann es sinnvoll sein, die Be-
ratung nicht nur als klärende Hilfestel-
lung vor einer Behandlung zu sehen,
sondern als einen begleitenden Prozess
auch während der Behandlung und nach
Geburt des Kindes. Es ist zwar hilfreich,
viele Fragestellungen möglichst frühzei-
tig zu bedenken, akut und relevant wer-
den einige jedoch erst, wenn ein Kind
geboren ist, bzw. wenn die Aufklärung
des Kindes ansteht. Daher sollte eine
Beratung auch weit über das Behand-
lungsende hinaus möglich sein. Eine
spätere Beratung oder Begleitung kann
auch hilfreich sein, wenn sich Wunsch-
eltern zunächst gegen einen offenen
Umgang oder die Aufklärung eines Kin-
des nach Gametenspende oder Leihmut-
terschaft entscheiden. Hier ist die elterli-
che Autonomie zu respektieren und zu
signalisieren, dass die Wunscheltern
auch zu einem späteren Zeitpunkt eine
Beratung in Anspruch nehmen können,
vor allem, wenn sie ihre Haltung hierzu
ändern sollten. Die Möglichkeit zur
psychosozialen Beratung sollte auch den
Kindern nach Gametenspende bzw. Leih-
mutterschaft zur Verfügung gestellt wer-
den (alleine und/oder mit den Eltern).

3.5. Kostentransparenz, Auf-
wandsentschädigung
Vor Behandlungsbeginn sollen alle Kos-
ten transparent dargelegt sein. Die Kos-
ten sollen in den Augen der Wunsch-
eltern angemessen sein; dies betrifft
auch die Aufwandsentschädigung, bzw.
Bezahlung des Spenders/der Spenderin/
der Leihmutter.

3.6. Juristische Elternschaft
Die juristische Elternschaft ist im Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) geregelt.
Gem. § 1591 BGB ist in Deutschland die
Frau Mutter eines Kindes im juristischen
Sinne, die es geboren hat; die Mutter-
schaft nach einer Eizellspende ist somit
gesichert. Dennoch ist es wichtig zu wis-
sen, wie die entsprechende Regelung am
Behandlungsort ist, um juristische Kom-
plikationen zu vermeiden. Ggf. kann es
sinnvoll sein, die Elternschaft in einem
notariellen Vertrag (bzw. im Ausland
mit einem Vertrag ähnlicher Qualität) zu
regeln.

Die Vaterschaft geht gem. § 1592 BGB
auf den Mann über, der zum Zeitpunkt
der Geburt mit der Mutter des Kindes
verheiratet ist, der die Vaterschaft aner-
kannt hat oder dessen Vaterschaft nach
§ 1600d oder § 640h Abs. 2 der Zivil-
prozessordnung gerichtlich festgestellt
ist. Da es bei der Samenspende für ein
lesbisches Paar oder eine alleinstehende
Frau keinen Mann gibt, der in der entspre-
chenden juristischen Vaterposition ist,
ist darauf zu achten, wie die entsprechen-
den gesetzlichen Regelungen im Land
der Behandlung sind, ob also der Samen-
spender grundsätzlich von einer Vater-
schaft freigestellt ist oder ob dies nicht
oder nur nach vertraglicher und ggf. nota-
riell beurkundeter Regelung der Fall ist.

Die juristische Mutterschaft nach einer
Embryonenspende ist in Deutschland ein-
deutig, da die Wunschmutter das Kind
geboren hat und somit Mutter im juristi-
schen Sinne ist. Ist sie nicht mit dem
Wunschvater verheiratet, kann bis zur
juristischen Anerkennung der Vaterschaft
die Gefahr bestehen, dass der Samen-
spender in der Rolle des juristischen Va-
ters ist. Auch hier ist darauf zu achten,
wie die entsprechenden gesetzlichen Re-
gelungen im Land der Behandlung sind.

Die juristische Situation nach einer
Leihmutterschaft kann hoch komplex
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sein. Nach deutschem Recht ist die
Wunschmutter nicht Mutter im juristi-
schen Sinne, da sie das Kind nicht gebo-
ren hat. Dies ist selbst dann der Fall,
wenn ihre eigenen Eizellen verwendet
wurden, sie also Mutter im genetischen
Sinne ist. Auch die Vaterschaft ist unge-
regelt. Im Falle der Leihmutterschaft ist
es in vielen Ländern erforderlich, dass
das Kind nach Geburt von den Wunsch-
eltern sowohl in dem Heimatland der
Leihmutter als auch in ihrem eigenen
Heimatland adoptiert wird. Dies setzt
voraus, dass die Leihmutter das Kind zur
Adoption freigibt. Hier sind vertragliche
Absicherungen vor Behandlungsbeginn
eine Möglichkeit, es zeigte sich jedoch
in der Vergangenheit einige Male, dass
die Freigabe zur Adoption trotz vorheri-
ger Absprache nicht gegeben wurde und
dies zu gerichtlichen Auseinanderset-
zungen um die Elternschaft bzw. um die
Rückforderung gezahlter Aufwendun-

gen geführt hat. Darüber hinaus kann es
Schwierigkeiten hinsichtlich der Zuord-
nung der Nationalität des Kindes geben.

Die Wunscheltern sollten rechtzeitig
sicherstellen, dass sie je nach Behand-
lung im Besitz aller erforderlichen juris-
tischen Unterlagen sind, auch jene, die
sie dafür benötigen, mit dem Kind nach
Deutschland einzureisen und es, wenn
erforderlich, hier zu adoptieren.

Es ist sinnvoll, sich nicht nur auf die
rechtliche Information des Behand-
lungszentrums zu verlassen, sondern un-
abhängigen juristischen Rat zu suchen,
also einen in dieser Materie versierten
Juristen im Behandlungsland einzube-
ziehen.

3.7. Dokumentation
Die Wunscheltern sollten darüber infor-
miert sein, welche Dokumentation das

Behandlungszentrum betreibt. Dies be-
trifft alle medizinischen Unterlagen, vor
allem jedoch diejenigen, aus denen die
Identität der Spender/der Leihmutter
und des behandelten Paares hervorge-
hen. In allen EU-Ländern sind gem. der
EU-Richtlinie [11] diese Dokumente
mindestens 30 Jahre lang aufzubewah-
ren; ob dies immer umgesetzt wird,
scheint zurzeit fraglich. Allerdings sind
nicht alle Länder verpflichtet, den so ge-
zeugten Kindern Einsicht in diese Doku-
mente zu ermöglichen; dies unterliegt
der jeweiligen nationalen Regelungs-
befugnis. Eine Dokumentation, ggf.
auch über die 30 Jahre hinaus, ist nicht
nur relevant, damit Kinder nach
Gametenspende/Leihmutterschaft Infor-
mationen über ihre biologische Herkunft
einsehen können, sondern es kann auch
in einem medizinischen Notfall wichtig
sein, die Identität der Spender nachvoll-
ziehen zu können.

Forderungen

Ziel dieser BKiD-Leitlinien ist nicht die
mögliche Diskussion um eine Verände-
rung des Embryonenschutzgesetzes.
Vielmehr dienen die Leitlinien Fach-
kräften als Basis, um Frauen und Män-
ner, die eine Behandlung im Ausland in
Erwägung ziehen, eine fundierte Mög-
lichkeit der Reflexion zu bieten. Einige
der im Ausland durchgeführten Behand-
lungen, insbesondere die Behandlungen,
die Spender, Spenderinnen oder Leih-
mütter involvieren, ziehen zahlreiche
Fragestellungen vor allem im psycholo-
gischen Bereich nach sich, die derzeit
noch unbeantwortet sind. Auch gibt es
aus ethisch-moralischer Sicht kontrover-
se Einschätzungen wie z. B. hinsichtlich
der Vergütung von Spendern bzw. der
Leihmütter. BKiD, die Deutsche Gesell-
schaft für Kinderwunschberatung, spricht
sich daher für Folgendes aus:
– Es ist eine rechtsverbindliche Doku-

mentation aller Unterlagen erforder-
lich, aus denen Spender, Leihmütter
und behandelte Personen hervorge-
hen. Diese Dokumentation sollte über
mindestens 80 Jahre erfolgen.

– Das Recht der so gezeugten Kinder,
diese Dokumentation einsehen zu kön-
nen und somit ihre biologische Ab-
stammung erfahren zu können, muss
respektiert werden, unabhängig da-
von, aus welchem Land der Spender/
die Spenderin bzw. die Leihmutter

stammt, bzw. in welchem Land die
Behandlung der Wunscheltern vorge-
nommen wird.

– Spendern, Spenderinnen und Leih-
müttern sollten nicht nur auf ihre emo-
tionale Stabilität überprüft werden, ih-
nen soll außerdem eine psychosoziale
Beratung vor, während und nach der
Behandlung niederschwellig zur Ver-
fügung stehen.

– Die psychosozialen und medizini-
schen Implikationen einer Samen-,
Eizell- und Embryonenspende sowie
einer Leihmutterschaft müssen medi-
zinisch und psychologisch sowohl für
die entstandenen Familien als auch für
die Spender, Spenderinnen und Leih-
mütter evaluiert werden. Hierzu sind
wissenschaftliche Langzeitstudien
aller Beteiligten (Spender, Spender-
innen, Leihmütter, Eltern, Kinder) er-
forderlich.

– Es sollte eine öffentliche Diskussion
um die Vergütung von Spendern,
Spenderinnen und Leihmütter und das
Problem der finanziellen Ausbeutung
angeregt werden.

– Es ist eine europaweite Anstrengung
erforderlich, Wunscheltern solide und
seriöse Information über Behand-
lungsmöglichkeiten, Risiken und Er-
folgsaussichten zur Verfügung zu stel-
len, sowie Kriterien, wie die Seriosität
dieser Informationen (z. B. aus dem
Internet) eingeschätzt werden kann.
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Relevanz für die Praxis

In zunehmende Maße unterziehen sich Paare mit unerfülltem Kinderwunsch einer
Behandlung im Ausland. Neben den damit verbundenen ethischen, juristischen
und medizinischen Überlegungen sind dabei eine Reihe psychosozialer Aspekte
zu berücksichtigen.

In diesem Artikel werden praxisnah Hinweise für die Kinderwunschberatung zum
„Reproduktiven Reisen“ gegeben.

Zur Verbesserung der Situation aller an diesem Prozess Beteiligten (einschließlich
der Kinder) sollten baldmöglichst zentrale Empfehlungen und Forderungen umge-
setzt werden.
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